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Vorwort 

Zwanzig Jahre Forschungstätigkeit sind eine lange Zeit, oft mehr als 
die Hälfte der Schaffensperiode  eines Wissenschaftlers.  Wenn diese 
Spanne zugleich zwei Dr i t te l der Geltungsdauer unserer Staatsgrund-
ordnung umfaßt, so begründet dies um so eher die Neigung zu einer 
Bilanzierung. 

I n diesem Sinne mag die vorliegende Zusammenstellung von Ab-
handlungen aus den Jahren 1960 bis 1980 verstanden werden. Sie sind 
unter dem Gesichtspunkt ausgewählt worden, möglichst verschieden-
artige, aber nach Sachgebieten zusammenfaßbare Problemschattierun-
gen und Problemlösungsversuche aufscheinen zu lassen. 

Bei diesen und auch bei anderen der in der Bibliographie genannten 
handelt es sich oftmals um solche, die bis in die Gegenwart aktuell 
geblieben sind, aber auch um solche, in deren Richtung die weitere 
Entwicklung verlaufen ist. Dies gi l t beispielsweise für die „Probleme 
der Funktionenlehre" (1970), deren terminologische und systematische 
Vorschläge sich durchgesetzt haben. Das t r i f f t  ebenso für die Forderung 
nach einer Justiziabilität der Entscheidung über das Bedürfnis für die 
Bundesgesetzgebung zu, mi t der die Enquête-Kommission Verfassungs-
reform übereinstimmt. Dies gi l t schließlich für die These, daß der Ge-
setzesbegriff  unter dem Grundgesetz weit gespannt sein muß: Die 
,,Wesentlichkeits"-Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts  liegt 
in derselben Richtung. 

Bibliographien spiegeln Biographien wider. Viele werden erst recht 
verständlich, wenn man den Lebenslauf des Autors daneben legt. Auch 
in diesem Fal l erklärt sich manches durch allmähliche, vom beruflichen 
Werdegang beeinflußte Interessenverschiebungen. 

Der Anlaß soll schließlich nicht vorübergehen, ohne daß der Verfasser 
darüber Aufschluß gibt, wem er sich in den vergangenen zwanzig Jah-
ren seiner beruflichen Arbeit besonders verbunden fühlte. Während 
meiner Marburger Jahre war dies Hubert Görg, dessen St i l der Leitung 
eines Universitätsinstituts für mich Maßstab geworden ist, während 
meiner bisherigen Münsterer Jahre waren es Friedrich Kle in und 
Hans J. Wolff. Des über die fachliche Verbundenheit hinausgehenden 
herzlichen Verhältnisses zu beiden gedenke ich in Dankbarkeit. 

Münster, im Mai 1980 
Norbert  Achterberg 
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VersR = Versicherungsrecht. Juristische Rundschau für die 

Individualversicherung 
Verf.  = Verfasser 
Verwal tung = Die Verwaltung. Zeitschrift  fü r Verwaltungswissen-

schaft 
VerwArch. = Verwaltungsarchiv 
Vfg. = Verfügung 
V G = Verwaltungsgericht 
V G H = Verwaltungsgerichtshof 
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VGHE = Sammlung von Entscheidungen des Bayerischen 
Verwaltungsgerichtshofs  mi t den Entscheidungen 
des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs,  des Baye-
rischen Dienstgerichtshofs für Richter und des Baye-
rischen Gerichtshofs für Kompetenzkonfl ikte n. F. 

vgl. = vergleiche 
VO = Verordnung 
VOB1. = Verordnungsblatt 
Vol. = Volume 
Vorbem. = Vorbemerkung 
VRSpr. = Verwaltungsrechtsprechung in Deutschland 
W A = Verwaltungsvorakt 
VVDStRL = Veröffentlichungen  der Vereinigung der Deutschen 

Staatsrechtslehrer 
V W A = Verwaltungs- und Wirtschafts-Akademie 
VwGO = Verwaltungsgerichtsordnung 

Warn. = Rechtsprechung des Reichsgerichts, soweit sie nicht 
in der amtlichen Sammlung der Entscheidungen des 
Reichsgerichts abgedruckt ist, hrsg. Warneyer 

WehrbeauftragtenG = Gesetz über den Wehrbeauftragten  des Bundestages 
weit. = weitere 
WG = Wassergesetz 
WP = Wahlperiode 
WRV = Verfassung des Deutschen Reichs v. 1919 
WüEVRO = Verwaltungsrechtsordnung für Württemberg. Ent -

wur f  eines Gesetzes mi t Begründung, 1931 
Wür t tBadVGH = Württemberg-Badischer Verwaltungsgerichtshof 
WVbVO = Erste (Reichs-)Verordnung über Wasser- und Bo-

denverbände 

zahlr. = zahlreiche 
ZaöR = Zeitschrift  für ausländisches öffentliches  Recht und 

Völkerrecht 
z. B. = zum Beispiel 
ZBR = Zeitschrift  für Beamtenrecht 
ZevKR = Zeitschrift  für evangelisches Kirchenrecht 
ZfP = Zeitschrift  für Pol i t ik 
ZgStW = Zeitschrift  für die gesamte Staatswissenschaft 
Ziff .  = Zif fer 
ZMR = Zeitschrift  für Miet - und Raumrecht 
Zö f fR  = Zeitschrift  für öffentliches  Recht 
Zol lG = Zollgesetz 
ZParl. = Zeitschrift  für Parlamentsfragen 
ZPO = Zivilprozeßordnung 
ZRG = Zeitschrift  der Savigny-Sti f tung für Rechtsge-

schichte 
ZRP = Zeitschrift  für Rechtspolitik 
ZStrW = Zeitschrift  für die gesamte Strafrechtswissenschaft 
z. T. = zum Tei l 
zust. = zustimmend 
ZVG = Gesetz über die Zwangsversteigerung und Zwangs-

verwaltung 

2 Achterberg 
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Die Evidenz als Rechtsbegriff* 

I . Das Problem und seine Behandlung 

Der Hechtsbegriff  der Evidenz ist noch nicht behandelt. Man sucht 
seine Erörterung in den Lehrbüchern der Rechtsphilosophie und der 
Methodenlehre vergebens1. Das verwundert, da die Evidenz ein Begriff 
ist, der in verschiedensten Rechtsgebieten anzutreffen  ist. Zwei Bei-
spiele mögen zu Anfang genügen: In der Rechtslehre w i rd die Auffas-
sung vertreten, es gebe stillschweigende Bundeszuständigkeiten „kraft 
Evidenz", und es gibt im Verwaltungsrecht die zur Nichtigkeit von Ver-
waltungsakten entwickelte „Evidenztheorie". Schon allein diese beiden 
Anwendungsfälle rechtfertigen  es, den Rechtsbegriff  der Evidenz zu 
untersuchen; auf weitere Bereiche wi rd noch einzugehen sein. 

Der Begriff  „Evidenz" ist im Grunde kein juristischer, sondern ein 
philosophischer. Um über seine Eigenart etwas aussagen zu können, ist 
daher auf die Erkenntnisse der Philosophie, und zwar insbesondere der 
Logik, zurückzugehen. Während sich die Rechtswissenschaft ihm bisher 
nicht zugewandt hat, ist er der allgemeinen Philosophie wohlbekannt2. 
Begreiflicherweise  bemühte sich insbesondere die Phänomenologie, ihn 
wissenschaftlich zu durchdringen 3. Vor der Erörterung der Evidenz als 

* DÖV 1963, S. 331 - 339. 
1 z .B. bei Bierling,  Juristische Prinzipienlehre, 4. Bd., Tübingen 1911; 

Coing , Grundzüge der Rechtsphilosophie, Ber l in 1950; Klug,  Juristische 
Logik, 2. Aufl., Ber l in - Göttingen - Heidelberg 1960; Larenz,  Methodenlehre 
der Rechtswissenschaft, Ber l in - Göttingen - Heidelberg 1960; Nawiasky,  A l l -
gemeine Rechtslehre, 2. Auf l . Einsiedeln - Zürich - Kö ln 1948; Radbruch, 
Rechtsphilosophie, 5. Aufl., Stuttgart 1956; Sauer,  System der Rechts- und 
Sozialphilosophie, 2. Aufl., Basel 1949; Stammler,  Lehrbuch der Rechtsphilo-
sophie, Ber l in - Leipzig 1922, und Theorie der Rechtswissenschaft, 2. Aufl., 
Hal le 1923; del  Vecchio , Lehrbuch der Rechtsphilosophie, 2. Aufl., Basel 1951. 

2 Vgl. u. a. Brentano,  Wahrheit und Evidenz (hrsg. Kraus), Leipzig 1930, 
S. 61 ff.,  140 ff.; Geyser , Au f dem Kampffelde  der Logik* Freiburg 1926, 
S. 226 f., Hessen, Lehrbuch der Philosophie, 1. Bd., 2. Aufl., München - Basel 
1950, S. 118, 169, 256 ff.;  Meyer,  Systematische Philosophie, Bd. I , Pader-
born 1955, S. 133 ff.;  Patzig,  Logik, in : Diemer / Frenzel, Philosophie, Fischer-
Lexikon Bd. 11, Frankfur t /M.  1958, S. 147 (151); Sigwart,  Logik, 1. Bd., 
4. Aufl., Tübingen 1911, S. 16; Windelband  /  Heimsoeth,  Lehrbuch der Ge-
schichte der Philosophie, 15. Aufl., Tübingen 1957, § 30, 5, S. 336, § 47, 3, 
5. 588; Wundt,  Allgemeine Logik und Erkenntnistheorie, 4. Aufl., Stuttgart 
1919, insb. S. 78 ff. 

3 ζ. B. Hartmann,  Grundzüge einer Metaphysik der Erkenntnis, 4. Aufl. , 
Ber l in 1949, S. 499 ff.; Husserl  /  Landgreb e, Erfahrung  und Urtei l , 2. Aufl., 
Hamburg 1954, S. 8 ff. 
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Rechtsbegriff  ist demnach der philosophische Evidenzbegriff  darzu-
stellen, dessen Anwendung in der Rechtswissenschaft Gegenstand der 
Untersuchung ist. 

I I . Der philosophische Evidenzbegriff 

Evidenz im philosophischen Sinne bedeutet „Augenscheinlichkeit", 
„höchste im Bewußtsein erlebte und zur Gewißheit führende Einsich-
t igkeit"4 . Ein Tatbestand ist evident, wenn er unmittelbar einleuchtend, 
so augenscheinlich ist, daß es keiner Schlüsse bedarf,  um ihn Gewißheit 
werden zu lassen. Die Evidenz einer Wahrheit ergibt sich nicht diskur-
siv, sondern nur intui t iv5 , sie w i rd also nicht erschlossen,  sondern er-
schaut. 

Bei genauerer Betrachtung läßt sich der Evidenzbegriff  einordnen 
und aufgliedern: 

a) Kraf t  Evidenz kann sich die Existenz  eines Tatbestandes  ergeben: 
Dann ist die Evidenz ein ontologischer Begriff 6. Kraf t  Evidenz kann 
sich aber auch die Richtigkeit  einer  Behauptung  oder  eines Urteils 
ergeben: In diesem Fal l ist die Evidenz ein logischer Begriff 7. 

b) Der allgemeine, als Augenscheinlichkeit oder höchste Einsichtig-
keit gekennzeichnete Evidenzbegriff  läßt sich gliedern in die objektive 
und die subjektive Evidenz8. Dabei handelt es sich allerdings nicht um 
zwei selbständige und gleichrangige Untergruppen der Evidenz, son-
dern nur um zwei Erscheinungsbilder desselben Tatbestands, die erst 
beide zusammen — wie sich zeigen w i rd — die Evidenz ausmachen. 

1. Objektive Evidenz 

Objektive Evidenz ist nach Nicolai  Hartmann  die Gewißheit, aus der 
sich die „zureichende Gewähr für die Wahrheit einer Einsicht" ergibt, 
sie ist „absolutes, notwendiges Gewißheitsideal aller Erkenntnis"9. I n 
dieser objektiven Erscheinungsform ist die Evidenz von der Einsichts-
fähigkeit des Beurteilers unabhängig; sie besteht ohne Rücksicht dar-
auf, ob dieser (beispielsweise der Richter im Prozeß) das Evidenzerleb-
nis hat oder nicht. 

4 Begriffsbestimmungen  bei Eisler,  Wörterbuch der philosophischen Be-
griffe,  4. Aufl., 1. Bd., Ber l in 1927, Hoffmeister,  Wörterbuch der philosophi-
schen Begriffe,  2. Aufl., Hamburg 1955, Schmidt  /  Schischkoff,  Philosophisches 
Wörterbuch, Stuttgart 1960, jeweils unter dem Stich wor t „Evidenz". 

5 Eisler;  Schmidt  /  Schischkoff. 
6 s. u. I I I 2. 
7 s. u. I I I 1. 
8 So z. B. Hartmann,  S. 503 ff.;  Hessen, S. 256 ff. 
9 Hartmann,  S. 503 ff. 
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Innerhalb der objektiven Evidenz lassen sich die unmittelbare  und 
die mittelbare  Evidenz unterscheiden10. Die unmittelbare  Evidenz ist 
jene, die in sich selbst begründet ist und nicht auf eine andere bereits 
feststehende Tatsache zurückgeführt  werden muß. Zu ihr gehört vor 
allem die Denkevidenz,  nämlich die Augenscheinlichkeit oberster logi-
scher Sätze: der Sätze von der Identität, vom Widerspruch und vom 
Ausschluß eines Dritten. Solche oberste logische Sätze gibt es nicht nur 
in der allgemeinen Philosophie, sondern auch in der Rechtsphiloso-
phie11, in der die Denkevidenz demnach ihren juristischen Standort hat. 
Zur unmittelbaren Evidenz gehört ferner  die Wahrnehmung s evidenz, 
die als die „Augen"-scheinlichkeit eines sinnlich wahrnehmbaren Tat-
bestands zu begreifen ist12 . 

Um mittelbare  Evidenz13 handelt es sich dagegen immer dann, wenn 
ein Tatbestand oder ein Urtei l nicht in sich selbst evident ist, sondern 
erst durch einen Denkakt evident gemacht werden muß, wenn also 
eine neue Erkenntnis nur durch Ableitung aus einer bereits feststehen-
den geschöpft werden kann. Dies t r i f f t  für die meisten Erkenntnisfälle 
zu, und es ist daher nicht verwunderlich, daß es sich auch bei der Evi-
denz im juristischen Sinne, wie sich noch zeigen wird, überwiegend um 
mittelbare handelt. 

Die mittelbare Evidenz erfordert  einen „Begründungszusammen-
hang"14 : Sie muß solange zurückverfolgt  werden, bis auf unmittelbare 
(Denk- oder Wahrnehmungs-)Evidenz gestoßen wird. 

Diese Überlegungen zeigen, daß der bei den einzelnen Evidenzarten 
unterschiedliche Erkenntnisgrund zu einer unterschiedlichen A r t der 
Urteilsbildung  führt.  Nur die Denkevidenz ist von aller Erfahrung  un-
abhängig und ermöglicht daher ein Urtei l a priori, während sowohl die 
(unmittelbare) Wahrnehmungsevidenz als auch die mittelbare Evidenz 

10 Bohne, Zur Psychologie der richterlichen Überzeugungsbildung, Kö ln 
1948, S. 43 f.; Brentano,  S. 148; Hartmann,  S. 499; Hessen, S. 169, 257 f.; Meyer, 
S. 134 ff.;  Wundt,  S. 79 ff. 

1 1 Vgl. hierzu Maynez,  Die höchsten Prinzipien der formalen Rechtsonto-
logie und der juristischen Logik, ARSP 59, 193 ff. 

1 2 Zur Denk- und Wahrnehmungsevidenz allgemein Brentano,  S. 61; 
Brinkmann,  Lehrbuch der Rechtsphilosophie, Bd. I , Allgemeine Wertphi lo-
sophie, Bonn 1960, S. 318; Hessen, S. 103; Windelband  /  Heimsoeth,  § 30, 5, 
S. 336. 

13 Hessen, S. 257 f.; Wundt,  S. 82 f. 
14 Wundt,  S. 83: W i rd aus den unmit telbar evidenten Sätzen Α = Β und 

Β = C der Satz A = C gefolgert,  dann ist dieser nur mit telbar evident, da er 
nicht unmit telbar einleuchtet, sondern auf zwei vorausgeschickten evidenten 
Sätzen beruht. — Vgl. ferner  Hessen, S. 257, und Husserl  /  Landgrebe,  S. 17, 
nach denen ein Folgesatz nur dann zur Evidenz gebracht werden kann, 
wenn dies auch mi t den Prämissen möglich ist, sowie Meyer,  S. 134 („Es 
gibt Stufenfolgen  der Evidenz, die i m Verhältnis der Begründung zueinan-
der stehen"). 


